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5783. 4 5783. 4Der Rat der Stadt Melle hat in seiner Sitzung am 09.09.92 + 13.12.94 die Aufstellung dieses Plans beschlossen. 

Melle, 18.06.1997 

L.S. gez. H. Eberhardt 

Stadtdirektor 

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde vom Baudezernat der Stadt Melle ausgearbeitet. 

Melle, 18.06.1997 

gez. Buschhausen 

Stadtbaurat 

Der Rat der Stadt Melle hat in seiner Sitzung am 13.12.94 + 11.12.1996 dem Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung 
zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäss § 3 (2) BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am
31.12.94 + 18.01.1997 ortsüblich bekanntgemacht. Der Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung haben vom 10.01.1995.

bis 10.02.1995 gemäss § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen ( + erneute Auslegung gem. § 3 (3) BauGB vom 28.01.97 bis 28.02.97).

Melle, 18.06.1997 

L.S. gez. H. Eberhardt 

Stadtdirektor 

Der Rat der Stadt Melle hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Bedenken und Anregungen gemäss § 3(2) BauGB in seiner Sitzung
am 18.06.1997 als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung beschlossen. 

Melle, 18.06.1997 

L.S. gez. H. Eberhardt 

Stadtdirektor 

Der Rat der Stadt Melle hat am 08.12.1999 den ursprünglichen Satzungsbeschluß ergänzt. 

Melle, 01.02.2000 

L.S. gez. Haferkamp 

i. A. Der Bürgermeister 

Der Bebauungsplan ist gemäss § 10 Abs. 3 BauGB am 31.12.1999 im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück bekannt gemacht wor-
den. Der Bebauungsplan ist damit am 31.12.1999 rechtsverbindlich geworden. 

Melle, 01.02.2000 

L.S. gez. Haferkamp 

i. A. Der Bürgermeister 

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäss §
214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB nicht geltend gemacht worden (§215 Abs.1 Nr.1 BauGB). 

Melle,........................ 

........................ 

Stadtdirektor 

Innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist eine Verletzung von Mängeln der Abwägung nicht geltend ge-
macht worden (§ 215 Abs.1 Nr.2 BauGB). 

Melle,........................ 

........................ 

Stadtdirektor 

Textlicher Teil 

zum Bebauungsplan "Kamerun", Melle-Riemsloh (Döhren) 

1.0 Präambel: 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom 09.12.1986 (BGBL S. 2253), zuletzt geän-

dert durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 (BGBL S. 466) und des § 40 der Nds. Gemeinde-
ordnung (NGO) in der Fassung vom 22.06.1982 (Nds. GVBI S. 229), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 28.03.1990 (Nds. GV-
BI S.113 ff), hat der Rat der Stadt Melle diesen Bebauungsplan, bestehend aus den nachstehenden textlichen Festsetzungen sowie 
aus der Planfassung als Satzung beschlossen. 

2.0 Planungsrechtliche Festsetzungen: 

2.1 In den als allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesenen Bereichen sind die Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 Ziffern 5 BauNVO - Tank-
stellen - nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 BauNVO). 

2.2 In dem entsprechend gekennzeichneten eingeschränkten Gewerbegebiet dürfen die in der Planzeichnung eingetragenen flächenbezo-

genen Schalleistungspegel nicht überschritten werden. 
Es wird darauf hingewiesen, daß die angegebenen flächenbezogenen Schalleistungspegel "effektive Werte" sind, der "wahre" Schallei-
stungspegel kann um das Maß einer möglichen Abschirmung durch Gebäude erhöht werden. 
Damit ist es möglich, bei einer Betriebsplanung durch Gebäudestellungen oder Wahl von entsprechenden Baustoffen auch stärker emi-

tierende Bereiche zu verwirklichen. 

2.3 Die in der Planzeichnung gekennzeichneten privaten Pflanzstreifen sind mit standortheimischem Gehölz in gestaffelter Form zu 
bepflanzen - sowohl Bäume als auch Sträucher -. Die Bepflanzung ist innerhalb eines Jahres nach Bezugsfertigkeit der Gebäude her-

zustellen (§ 9 Abs. 1 Ziffer 25 a BauGB). Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sind in diesen Streifen unzulässig. 

2.4 Innnerhalb des allgemeinen Wohngebietes sind seitliche Grundstücksgrenzen in einer Breite von 2,00 m mit standortheimischer 
Srauchbepflanzung - evtl. kleinkronige Solitärbäume - zu versehen. Diese Bepflanzung ist innerhalb eines Jahres nach Bezugsfertig-

keit der Gebäude herzustellen (§ 9 Abs. 1 Ziffer 25 a BauGB). Ausgenommen von der Bepflanzungspflicht sind die Bereiche, in de-
nen Grenzgaragen nach Nds. Bauordnung einschl. der erforderlichen Zufahrten zur Straße und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauN-
VO errichtet werden sollen ( § 9 Abs. 1 Ziffer 25 a BauGB). 

2.5 Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes ist innerhalb der zu den öffentlichen Straßen orientierten Vorgärten je Grundstück min-
destens ein hochstämmiger, standortheimischer Laubbaum zu pflanzen. Diese Bepflanzung ist innerhalb eines Jahres nach Bezugsfer-
tigkeit der Gebäude herzustellen (§ 9 Abs. 1 Ziffer 25 a BauGB). 

2.6 Das im Bereich der Westhoyeler Straße im Plan festgesetzte Zu- und Abfahrtsverbot bezieht sich nur auf LKWSchwerlastverkehr.

3.0 Hinweise: 

3.1 Die Flächen innerhalb der im Plan dargestellten Sichtdreiecke dürfen in mehr als 0,60 m über Höhe der Fahrbahn der angrenzen-
den Straßen in der Sicht nicht versperrt werden. (§ 9 Abs. 1 Ziffer 24 BauGB u. § 31 Abs. 2 NStrG). 

3.2 Die unmittelbar an die L 91 angrenzenden Neubaugrundstücke sind entlang den Straßeneigentumsgrenzen mit einer lückenlosen fe-
sten Einfriedung zu versehen und in diesem Zustand dauernd zu erhalten ( § 24 NStrG in Verbindung mit Nr. 2 der Zufahrtsrichtli-
nien und § 15 NBauO). 

3.3 Innerhalb der Beschränkungszone im Abstand von 40 m vom befestigten Fahrbahnrand der L 91 dürfen Werbeanlagen im Blickfeld
zur Straße nicht errichtet werden ( § 24 Abs. 2 NStrG). Hiervon ausgenommen ist lediglich Werbung an der Stelle der Leistung, 
die unbeschadet baurechtlicher Genehmigungen der Zustimmung der Straßenbauverwaltung bedarf. 

3.4 Für die in Kenntnis der L 91 errichteten baulichen Anlagen können gegenüber dem Straßenbaulastträger keinerlei Entschädigungs-
ansprüche hinsichtlich weitergehenden Immissionsschutzes gemacht werden. 
Bie Berechnungen haben ergeben, daß an den Nord-, West- und Ostfronten im Obergeschoß in der ersten Bauzeile entlang der L 91 
sowie der Planstraße A die Orientierungswerte (55/45 dB (A) am Tag 59,3 dB (A)(+ 4.3 dB (A)) und in der Nacht (51,3 dB (A)(+ 

6.3. dB (A)) überschritten werden. Nach der DIN 4109 ergibt sich bei einem maximalen Beurteilungspegel (berechneter Tagespegel
zzgl. 3 dB (A)) von 62,3 dB (A) die Einordnug in den Lärmpegelbereich III. Hierfür gilt zur Erreichung des geforderten Innenschall-
pegels ein bewertetes Schalldämm-Maß ("R’w,res) von 35 dB (A) für die Außenbauteile. 
Die Einhaltung des geforderten Wertes ist bei der genehmigungs- oder anzeigepflichtigen Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung

von Gebäuden oder Gebäudeteilen in den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmten Räumen für alle Nord-, 
West und Ostgebäudefronten in der ersten Bauzeile zur L 91 hin nachzuweisen. Darüber hinaus wird empfohlen, Schlafräume im Ober-
geschoß (ausgebautes Dachgeschoß) nicht auf der Nord- bzw. Ostseite der Gebäude anzuordnen. Außenwohnbereiche (Terrassen, Bal-
kone usw.) sollten im Lärmschatten der Gebäude angeordnet werden. 

3.5 Es wird darauf hingewiesen, daß ur- und frühgeschichtliche Funde, die bei den Bau- und Erdarbeiten im Planungsraum gemacht
werden, gemäß dem Nds. Denkmalschutzgesetz vom 30.05.1978 meldepflichtig sind. Es wird gebeten, die Funde unverzüglich zu mel-
den.

3.6 Bei der Durchführung von Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Einrichtungen bzw. Ver- und Entsorgungsanlagen Rücksicht zu neh-
men.

3.7 Es wird empfohlen, auf den Grundstücken Anlagen zur Regenwassernutzung vorzusehen. 

4.0 Sonstiges: 

Diese Satzung wird mit der Bekanntmachung der Durchführung des Anzeigeverfahrens rechtsverbindlich (§ 12 BauGB). 

Melle, 18.06.1997 

L.S. gez. H. Eberhardt 
Stadtdirektor 

gez. Schleef 

Bürgermeister 

Planzeichenerklärung 

Art der baulichen Nutzung  

Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baulinie, Baugrenzen  

Verkehrsflächen  

-52.00- 

Grünflächen (gem. §9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)  

Sonstige Festsetzungen 

o 

e 

Stadt Melle 
Bebauungsplan 

"Kamerun" 

Stadtteil: Melle-Riemsloh 

Masstab 1 : 1000 

Planunterlage 

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 

Liegenschaftskarte: 6182A,B 6183C,D 
Maßstab: 1:1000 

Die Vervielfältigung ist nur für eigene, nichtgewerbliche Zwecke gestattet (§ 13 Abs. 4 des Niedersächsischen Vermessungs- und 
Katastergesetzes vom 2.7.1985, Nds. GVBI. S. 187, geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 19.9.1989, Nds. GVBI. S 
345).

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie

Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 18.06.1993). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der bauli-
chen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 

Osnabrück, den 03.06.99 

L.S. gez. Ritterhoff 

............................................................ 
-Katasteramt Osnabrück- 

Digitale Planumsetzung 
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